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Telegraphiſche Nachrichten. 
Paris, 9. Januar. Der geſtrige Beſuch des Herzogs von ur 
Briffret-Basguier beim Marſchall⸗Präſidenten ii, wie die „Agence 
Havas“ mitiheiit, auf ſpezielles Erſuchen des letzteren erfolgt, nach⸗ 
dem die Zuſammenkunft mit Dufaure reſultatlos geblieben war. Der 
Herzog von Audiffcet hat es in veſſen abgelehnt, die Bildung des Kabi⸗ 
nets zu übernehmen. — Dem Vernebmen nach dürfte beute der Her⸗ 
zog von Broglie zu dem Marſchall Mae Mahon berufen werden. 
— 10. Januar. Der Herzog von Broglie hat, wie die 
„Agence Havas“ erfährt, erklärt, daß er nicht im Stande ſei, ein 
neues Kabinet iu Stande zu bringen, bevor nicht die Nattonalver⸗ 
Sammlung über die Fonftitutionellen Geſetzentwürfe mit voller Ber 
ſtimmtheit ſich aus geſprochen habe. — Der Miniſierrath iſt heute 
Morgen zu einer Berathung zuſammengetreten. 
. Madrid, 9. Januar. Nach bier eingegangenen Meldungen hat 
dich die Stadt Saragoſſa für den König Alfons erklärt. General Mo⸗ 
ones behält den Oberbefehl über die Truppen in Navarra. 
Bartelona, 9 Jannar. Die Fregatte, an deren Bord ſich König 
Alfons befindet, iſt heute früb 10 Uhr im hieſigen Hafen eingelau⸗ 
fen. Der bieſige Präfekt und mehrere Depu ationen begrüßten alsbald 
den König, zu deſſen Empfang in der Stadt große Vorbereitungen 
getroffen find. — Seitens mohrerer Körper ſchaften von Kotalonien tft 
die frühere Königin IJſabella telegraphiſch eingeladen worden, ihren 
Aufenthalt in Barcelona zu nehmen, falls fie Frankreich verlaſſen ſollte. 
London, 10. Januar. Dem „Obſerver“ wird unterm beutigen 
Tage aus Paris gemeldet, daß in dortigen diplomatiſchen Kreiſen die 
Kachricht verbreitet fei, Köniz Alfons babe ſich vor feiner Abreiſe 
nach Spanien mit feiner Couſine Maria de las Merce des. dritter 
Tochter des Herzogs von Montpenſier und jüngerer Schweſter der 
Gemahlin des Grafen von Paris verlobt. 
Wie dem hieſigen „Reutel'ſchen Bureau“ aus New-Vork 
Som 9. Januar gemeldet wird, beabſichtigt der Präſtdent Grant 
dem Kongreſſe in der nächſten Woche eine Botſchaft zugeben zu laſſen. 
Ueber den Inhalt derſelben verlautet, daß der Präſident die von der 
Regierung in Louiſiana ergriffenen Maßregeln motiviren und ſeine 
Uebereinſtimmung mit dem Verhalten des General Sheridan erklären 
wir, Bei der Bevölkerung zeigt ſich eine Opposition gegen die Bo- 
kit Grant's. — Die Lage der Dinge in Loulſiana iſt unverändert. 
Ghbiſelhurſt, 10. Januar. Bei dem Gedenkgottesdienſte am 
Todestage Napoleons fehlten die bonapartiſtiſchen Führe“, weil 
diefelben wegen der Zeitverhältniſſe in Frankreich unabkömmlich 
waren. 
15 Athen, 8. Januar. Ein beute ſtattgehabtes Piſtolenduell 
zwiſchen dem ruſſiſchen Geſandten und dem ütalieniſchen Konſul, wel⸗ 
es mit einer Verwundung des erſteren endete, erregt Senſation in 
diplomatiſchen Kreiſen. b 
I Newyork, 9. Januar. Die konſer vativen Mitglieder der 
Legislative von Louiſtana haben dem Kongreß eine Denkſchrift 
überreicht und darin dee i daß fie die auf geſetzliche Weiſe zu 
Stande gekommene Legislative von Louiſiana bildeten. Unter Aufzäh⸗ 
lung der einzelnen Vorgänge bei der gewaltſamen Sprengung der ge⸗ 
ſegzgebenden Verſammlung durch die Truppen behaupten ſie ferner, die 
Souveränetät des Staates Louiſiana ſei mißachtet und umgeſtoßen 
worden; zugleich fordern ſie das amerikaniſche Volk auf, gegen ähn⸗ 
liche Vorgänge auf der Hut zu fein. Es könne verhängnißvoll für die 
Frißbeit werden, wenn Louiſiana ſeinem Schick al überlaſſen werden 
ſollte. — General Sheridan hat in einem an die Bundesregierung 
in Wafhington gerichteten Telegramme alle feine früheren Behaup⸗ 
tungen als wahrheitsgemäß aufrecht erhalten und die gegentheiligen 
Verſicherungen des Klerus als unrichtig bezeichnet. i 
N Waſhington, 8. Januar. Der Kongreß hat heute eine Reſolu⸗ 
tion angenommen, in welcher der Präſident Grant erſucht wird, über 
die militäriſche Intervention in die Verhandlungen der geſetzgebenden 
ſammlung von Louiſiang dem Konz reſſe Aufklärung zu ertheilen. 
— Unweit Waſhington hat ein Zuſammenſtoß von zwei Eiſenbahn⸗ 
1 zügen ſtattgefunden, welche in Folge deſſen in Brand gerie hen. Die 
Grieſpoſt und 700,000 Dollars Banknoten find verbrannt. 


40. Sitzung. 
Berlin, 9. Januar, 11% Uhr. Am iche des Bundesrathes 
ame 


w. Ramele, General⸗Major v. Voigts Rhetz u. A. 

Die Bänke des Haufed find. ſehr I beſetzt und bleiben es, 
auch nachdem der tom Büreau aukge gende Telegraph die etwa im 
Leſezimmer, am Buffet und in anderen Nebenräumen beſindlichen Ab⸗ 
geordneten wiederholt und in vernehmbarer Weile berbeigerufen hat. 
er Präſtdent, obwohl nicht frei ron Zweifeln an der Beſchlußfäbia⸗ 
keit des Hauses, wie er ſpäter ſeibſt erflärt, aber offenbar in der Vor. 
ausſctzung, daß fie ſich ſehr bald von ſelbſt einſtellen wird, läßt das 
Haus in feine Tagesorpnung eintreten, deren erſter Gegenſtand die 
erſte Berathuna des Geſetzentwurfs wegen Ablinderung des, Gefeges 
Vom 8. Juli 1872, betreffend die frannzöſiſche Kriegskoſten⸗ 
entſchüdigung iſt. Er ſchlägt eine Erböhung der aut Wisderber⸗ 
tellung. Vervollſtändigung und Ausrüftung der in Elſaß⸗Lolhringen 
a a Feftungen, ſo wie zur Erbauung und Einrichtung bon Ka⸗ 
I fernen, Latareth⸗ und Maga linanftalten flüſſig zu machenden Summe 
Lon 40,250,950 Thlr. auf 42 980,950 Thlr. vor, hauptſächlich mit Rück⸗ 

ficht auf dle in den letzten Jahren erfolgte Preisſteigerung. 
ö Kommiſſarius Geh. Rath v. Möller: Die Regierung hatte ge⸗ 
Air, daß Dicfer am 5. Dezember 1874 eingebrachte Geſetzenkwurf noch 
1 Sen crgeitte mit dem Elat würde beratben und zum Geſetz erhoben wer⸗ 
u können, ſo daß die im Jahre 1875 zu verwendende Summe noch 
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worden iſt, ſo “müßte das Geſetz noch einen Zufagparggraphen erhalten 
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Montag, 11. Jannar 
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des Inballs: der Reichskanzler wird ermächtigt, von der mehrgeforder⸗ 
ten Summe von 8 190 000 Mark im Jahre 1875 ſchon 3.600.000 
Mark, im Jahre 1876 aber 4 590,000 Mark zu verwenden. Sollte 
ein ſolcher A krag eingebracht werden, fo würden die verbündeten Re⸗ 
gierungen demſelben zuſtimmen. Hiermit ſchließt die erſte Leſung Da 
die Verweiſung an eine Kommiſſion nicht beliebt wird, fo trıtt das 
Haus ſofoct in die zweite ein. N 

Abg. Stephani beantragt, der Budpetlommilfton die Frage zur 
Berathung zu überweiſen, inwieweit die Höhe der mehrgeforderten 
Summe gerechtfertigt iſt. Aber vor der at een über ieſe Frage 
beantragt Hafſelmann die Aaszählung, welche Präſtrent v For⸗ 
cken beck, der die Beſchlußfäbigkeit des Hauſes im Moment ſelbſt be⸗ 
zweifeln muß, auf Grund des 51 der Geſchäftsordnung vorzunebmen 
nicht umhin kann. Sofort eiten die bisher außerhalb des Sitzungs⸗ 
ſaales ſäumenden Mitalieder herbei, die Auszählung ergiebt die An⸗ 
weſenheit von 207 Mitgliedern und das beſchlußfähige Haus tritt dem 


Antrage Stephani's bei. 

Es folgt die zweite Berathung des Gefckentwurfs, betreffend die 
Einführung von Reichs geſetzen in Elſaß⸗Lothringen. 
Durch denſelben ſoll die Wirkſamkeit der folgenden fünf Geſetze auf 
die Reichslande ausgedehnt werden: 1) des G ſetzes om 16. Mai 1869, 
betreffend die Einführung von Telegraphen⸗Freickarken, 2) des Geſetzes 
vom 4. Mai 1870, betreffend die Eheſchließung und die Beurkundung 
des Perfonenſtandes von Bundesangehörigen im Auslande, 3) des 
Geſetzes vom 27. Juni 1871, betreffend di Penſtonirung un? Verſor⸗ 
gung der Miltiiroerfonen des Reichsheeres und der kaiſerlichen Ma⸗ 
rine, ſowie die Bewilligungen für die Hinterbliebenen ſo cher Perſonen, 
in der Geſtalt, wie daſſelbe durch das Geſetz vom 4 April 1874 abge⸗ 
ändert und ergänzt worden tft (dieſer Zuſatz hat feine redakttonelle 
Geſtalt durch den Abg. Dr. Broſch erhalten), J) des Geſetzes vom 12. 
Mai 1873, betreffend das Aufgebot und die Amortiſation verlorener 
oder vernichteter Schuldurkunden des norddeutschen Bundes und des 
deulſchen Reichs, 5) des Geſetzes vom 17. Mai 1873, betreffend einige 
Abänderungen des Geſetzes über das Poſttaxweſen im Gebiete des 
deulſchen Reichs vom 28. Oktober 1871. 

Abg. Lasker beantragt, dieſen füaf Geſetzen noch als ſechſtes 
das Geſetz vom 20. Dezember 1873, betreffend die Abänderung der 
Nr. 13 des Art. 4 der Verfaſſung des deulſchen Reiches hinzuzufügen. 
„Der Beaufſichtigung Seitens des Reichs und de Geſetzgebung deſſel⸗ 
ben unterliegen .... 13) Die gemeinſame Geſetzgebung über das ge⸗ 
ſammte bürgerliche Recht, das Strafrecht und daß ge⸗ 
richtliche Verfahren“. Abg. Lasker motivirt feinen Antrag 
kurz dadurch, daß die Reichsverfaſſung in Elſaß-Lothringen vor der 
angezogenen Adänderung der Nr. 13 des Art. 4 eingeführt worden iſt, 
woraus folgen würde, daß die in der Vorbereitung begriffene Reichs⸗ 
juftiggefegaebung nicht von Reichs wegen. ſondern nur als Landes 
geſetzgebung durch einen beſonderen All für die Reichslande in Birk 
famkeit geſetzt werden müßte, ein Mißſtand, der nicpt eintreten darf 
und durch Annahme ded obigen Antrages zu vermeiden ift. . 

Abg. Windthorſt iſt in der Sache ganz einverſtanden, hält aber 
den Antrag, der nicht ein Amendement zu der Vorlage, ſondern nach 
der Meinung des Redners ein gam neues Geſctz iſt, geſchäftsordnungs⸗ 
mäßig nicht für zuläſſig. Ein ſolches neues Geſetz darf nicht in der 
Form eines Amendements bei einer zweiten Berathung ſich Eingang 
verſchaſſen, fondern muß den Weg nehmen, den die Geſchäfte ordnung 
dafür vorschreibt. Aus demſelben formellen Grunde hal der Redner 
auch davon Abſtand genommen, wie er es urſprünglich beabſichtigte, 
die Einführung des Preßgeſetzes in Elſaß⸗Lothringen bei dieſer Gele⸗ 
genheit in analoger Form durchzuſezen. . . 

Abg. Lasker kann dieſen formellen Einwand nicht gelten laſſen, 
da keines der in der Vorlage erwähnten Spezialgeſetze anläßlich dieſer 
Vorlage zur erſten und zweiten Berathung geſtanden. Und der Ver⸗ 
treter des Reichskanzleramtes, Geb. Ratb Herzog, erklärt ſich mit dem 
Antrage Lasker vom fachlichen Standpunkt aus vollſtändig einverſtan⸗ 
den Da aber Windthorſt bei ſeiner Anſicht verharrt und an der Ber 
hauptung festhält, daß die einzelnen Geſetze unzweifelhaft zugleich mit 
der Vorlage zur erſſen Berathung ſtanden und heute zur zweiten ſte⸗ 
ben, und daß noch Niemand Veranlaſſung genommen bat, über dieſe 
Geſetze zu ſprechen, fo extrahirt der Brättdent einen ausorückkichen Ber 
ſchluß des Hauſes, welcher die Zuläſſigkeit des Antrages Las ker mit 
Naben Mojerität anerkennt, den Antrag ſelbſt genehmigt und mit dem⸗ 
elben das ganze Geſetz. 5 

„Nachdem hierauf der Konfular-Bertrag mit Rußland in 
dritter Berathung unverändert genehmigt iſt, wendet ſich cas Haus 
dem Bericht feiner Geſchäftsordnungs⸗Kommiſſion über vier verſchie⸗ 
dene Anträge auf ſtrafcechtliche Verfolgung wegen Beleidigung des 
Reichstages zu; über drei von dieſen Fällen referirt Valentin, uber 
einen Nieper. Beide ſaſſen ſich kurz und gehen auf die materielle Ver⸗ 
anlaſſung zu der beabſichtigten ſtrafrechtlichen Verfolgung kaum ein. 
e wird die Ermächtigung zu einer ſolchen in allen Fäl⸗ 
en verfagt. 

Anläßlich des erfter Falles, der den Schneivergefellen Carl Eduard 
Stahr aus Weißenfels betrifft, beantragt Liebknecht: „den Reichs⸗ 
kanzler aufıufordern, derſelbe möge alle einlaufenden Anträge, ob der 
Reichstag die Ermächtigung zur ſtrafrecht ichen Verfolgung ertheilen 
wolle, als der Würde des Reichstages zuwirerlauſend, zurückweiſen, 
mit dem Bemerken, die Reichsregierung möge den Reichstag nicht mehr 
mit ſolchen Lappalien beläſtigen.“ (Heiterkeit) Der Reichstag ertheile 

à doch die Ermächtigung nicht; wenn er ſich alſo prinzipiell gegen alle 
olche Anträge auf ibre Ertheilung ausſpreche, würden ſie garnicht mehr 
gestellt werden. Dann würde auch rie Rebe⸗ und Preßfreiheit zur 
Wirklichkeit werden. Der Reich kanzler habe in letzter Zeit Strafan⸗ 
träge in ſehr großer Anzahl geſtellt und dadurch ſein Anſeben mehr 
geſchädigt als durch alle die irkſamleit der ganzen Reptilienprefle... 
ict ut St v. Forckenbeck: Diele letzte Bemerkung gehörte 
nicht zur Sache. 8 

Der Antrag ſelbſt kommt gar nicht zur Debatte, da er nicht 
geniigend, d. h. von weniger als 15 Mitgliedern unterſtützt wird. 
und wie v. Bernuth bemerkt, überhaupt nicht zuläſſig iſt, weil 
er kein Amendement zu dem Antrag der Kommiſſion, ſondern ein 
ganz ſelbſtändiger Antrag iſt. Der Fall ſelbſt wird im Sinne der 
Kommiſſion erledigt. 7 ö 5 

Der gleiche Beſchluß wird hinſichtlich des Advolaten, Fiſcher IL. 
in Hannover und des Redakteurs der „Süddeutſchen Poſt“ J. Stro⸗ 
bel gefaßt. Abg. Nieper berichtet über den Fall des Arbeitsmannes 

aus Mofer, der in einem Briefe an die Polizei den Reichstag 

eleidigt haben fol; die Abſicht der Beleidi ung würde ſchon durch 
diefen Umſtand ausgeſchloſſen. Abg. Reimers: Der Arbeitsmann 
Moſer iſt notoriſch Unzurechnungsfähig; er hat feiner Zeit auf die 
däniſche Regierung geſchimpft wie jetzt auf die deutſche Reaterung und 
den deutſchen Reichskag; er iſt von der fixen Idee eingenommen, da 

er auf jede Regierung ſchimpfen müſſe. (Heiterte t.) Die Sache itt 
lächerlich; nicht lächerlich iſt es aber, daß die Staatsanwälte bei 
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ihren Denunziationen ſoweit herabſteigen und einen Arbeitsmann an⸗ 
klagen, von dem ein jedes Kind in Altona weiß, daß 2 verrückt ift 
— Die Ermächtigung zur ſtrafrechtlichen Verfolgung wird auch in De 
ſem 17 77705 de Beruf ; 
olgt die erfle Berathung des vom Abgeordneten 
eingebrachten Geſetzentwurfes, betreffend die Abände Fr Ne — 
er 9 Verfaſſung des deutſchen Reiches wegen Gewährung von 
Abg. Schulze: Wir ſind den Diäten ſchon um zwei 
näber gerückt durch die Gewährung von Fahrkarten und durch die e 2 
währung einer Entſchädigung an die Mitglieder der Zmilhenlom 
miſſion für die Juflizgeſctze. Damit tft die Verfaſſung durchbrochen 
denn die Mitglieder dieſer Kommiſſion funktiontren unzweifelhaft als 
Mitglieder des Reichstags und nur als ſolche erhalten fie die En- 
ſchädigung, was nach Art. 32 der Verfaſſung nicht der Fall fein ſoll. 
Ich kann deßhalb nur bitten, dieſem Geſetze möglichſt zahlreich zum 
ſtimmen, und auch die Mitglieder des Bundesralbes Re bedenken, 
daß ſie die Dinge doch nicht länger aufhalten können, nachdem der 5 
Artikel der Verfaſſung von ihnen ſelbſt durchbrochen iſt. Von einer 2 
Belohnung für zu leiſtende Dienfte kann ſelbſtverſtändlich bei der Ge⸗ 
währung von Diäten nicht die Rede ſein, ſondern nur von einer Er⸗ 
ſtattung der baaren Auslagen. Ds 
Abg. v. Minnigerode: Der Antrag iſt erſt im Frühlin Be 
gebracht worden und befhäftigt uns nun im Winter Se 1 + 
das iſt doch ein Bischen zu viel; denn der Antrag iſt und bleibt ein 
petitio pro domo. Die Fortſchrittspartei gebt in dieſer Frage mit 
dem Zentrum zuſammen, erregt aber dadurch Disharmonien mit dem 3 
übrigen Theil der Majorität, beſonders mit der rechten Seite des 
Hauſes. Der Bundesrath hat erſt vor Kurzem den Antrag abgelehnt 
und wird ihn wieder ablehnen; darüber kann ich ch nur freuen, 
denn in dieſem Falle zeigt ſich der Bundesrath wirklich als Vertreter 
der vollen Souveränetät der Eimelftaaten, indem er einen Beſchlusß 
des Reichstages einfach megirt. Uebrigens leiſtet, man dem Reichstag 3 
keinen weſentlichen Dienſt, wenn man denſelben Antrag immer wieder 
einbringt, der Seitens des Bundesrathes mehrmals abgelehnt iſt. 
Abg. v. Saucken⸗Tarpulſchen: Von der rechten Seite des Hau⸗ 
ſes find keine materiellen Gegengründe vorgebracht, ſondern nur 
Scherze, und zwar, wie ich hoffe, zum Tkeil unabſichtliche Scherze. 
(Dho! rechts. Sehr wahr! links.) Denn wenn der Vorredner ſagt. 
er freue ſich darüber, daß der Bundes rath einen vom Neichstage mit 
großer Maſorität mehrmals gefaßten Beſchluß einfach negire, fo kann 
ich das nur als einen unabſichtlichen Scher; nic . Auf eine wei⸗ 
tere Begrüngung unſeres Antrages will ich mich nicht einlaſſen. 3 
Abg. Lucius (Erfurt): Meine Freunde (deutſche Reichs partei) und 
ich werden heute wie früher nicht in eine materielle Diekuſſion eintre⸗ 
ten, wir ſeben in der Diätenlofinkeit einen weſentlichen Theil des gan: 
zen Wablſyſtems, des allzemeinen direkten Wah rechtes. Sollte die 8 
Piätenloſigkeitß aufhören, fo müßte ſofort cine Reviſion des ganzen 3 
Wablſoſtems eintreten, der wir uns dann nicht entziehen würden. 
Uebrigens ſcheint mir die Gewährung einer Entſchädigung an die Mit⸗ 
9715 der Zwiſchenkommiſſion keine Durchbrechung der Verfaſſung. 
enn es bandelt ſich hier um einen ganz außerordentlichen Fall. Nur 
auf einen Punkt möchte ich mit einigen Worten eingehen, zumal der 
Vorfall, der die heutige Sitzung eingeleitet hat, dazu einen ganz direk⸗ 
ten Anlaß giebt. Ich meine, es wäre wirklich an der Zeit, zu prüfen, 
ob wir die bobe Ziffer für die Beſchlußfähigleit, wie fie jetzt Art. 28 
der Verfaſſung beſlimmt, aufrecht erhalten ſollen (8 28 beſagk, daß der 
Reichst ig nach abſolater Stimmenmehrheit beſchlieſt und daß zur Gil⸗ 
ligkeit der Beſchlußfaſſung die Anweſenb it der Mehrheit der geſet⸗ 
lichen Anzatzl von 397 Mitgliedern alſo 199 erforderlich iſt) Es findet 
ſichgdieſe Beſlimmung zwar in den meiſten Verfaſſungen, aber fie ift 
ohne Diskuſſton und ohne Prüfung aus der einen in die andere und 
auch in die keulſche übergegangen. Bei Berathung des Art. 28 der 
Verfaſſung bat thatſächlich nur über die redaktionelle Faſſung eine 
Diskuſſion ſtattgefunden. Ich glaube aber, es iſt an der Zeit, ganz 
objektiv und ſachlich zu prüfen, ob wirklich zu einer gewiſſendaften Er⸗ 
ledigung der Geſchäfke es nothwendig iſt, eine fo hohe Ziffer von Ans 
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des Hauſes von etwa 60 oder 80 Mitgliedern erledigt werden. Warum 
dieſe faktiſchen Zuſtände nicht anerkennen und die Besch aß J ue 


mal 61 Mitglieder, 30— 40 ma 5 


engung nach zur . Mig ber da Beamtenthums. Nach der Ein- 
ſabrung von Diäten wird der Reichstag bald dieſelbe monotone Phy⸗ 
ſtognomie bieten, wie fie der preußiſche Landtag bietet, wo ſich Land⸗ 
ratbs⸗ mit Kreisrichterparlamenten ablöſen, je nachdem die Strömung 
Am Lande mehr konſervativ oder liberal iſt. Bei aller Hochachtung 
des deutſchen Beamenthums meine ich doch, daß es nicht in hervor⸗ 
ragender oder ausſchließ icher Weile berechtigt ift, in dieſen Verſamm⸗ 
lungen zu ſitzen, wo doch notoriſch in den letzten Jahren die Frage 
über die Gehaltserhöhung eine Rolle geſpielt hat, die etwa zwei Dritt- 
Theile unferer Zeit in Anſpruch genommen. Die Einführung der Diä⸗ 
ten führt ferner zu einer Begünſtigung der in Berlin wohnenden 
erren, zu einer Begünſligung der berufsmäßigen Politiker, die der⸗ 
eiben Gefahr ausgeſetzt find, wie irgend eine derufsmäßige Bureau⸗ 
atie, ſich von der Strömung, die im Lande herrſcht, zu entfernen 
und ſich ihr zu entfremden. Sie führt ferner zu einer Verſchleppung 
der Geſchafte und ſteht endlich auch noch in direktem Widerſpruch zu 
der ganzen Bewegung unſerer Zeit. Während wir uns befireben, auf 
allen Gebieten, das Prinzip der Seloſtverwaltung durch Schaffung 
unentgeltlich zu verwaltender Ebrenämter einzuführen, und zwar mit 
Erfolg einzuführen, ſollen wir erklären: das deutſche Reich iſt zu arm 
an Wohlſtand, an Gemeinſinn, an Bildung, um für das höchſte bür⸗ 
gerliche Ehrenamt geeignete Kandidaten zu finden? Dieſes Armuths⸗ 
zeugniß unſerem Vaterlande auszuſtellen, kann ich mich nicht entſchlie⸗ 
Ken und meine Freunde und ich werden daher heute wie früher 
gegen den Schulze'ſchen Antrag ſtimmen. 

Abg. v. Minnigerode verwahrt ſich gegen die Auslegung, die 
ſeine Worte gefanden haben, er habe den Reichstag durchaus nicht 
herabfegen wollen. ER 

bg. Schulze: Die Wiederholung des Antrages deren Oppor⸗ 
iunität von megreren Seiten angefochten ift, rechtfertigt ſich eben da⸗ 
Durch, daß wir in ein neues Stadium eingeteeten find, indem den 
Mitgliedern der Zwiſchenkommiſſton Diäten gewährt worden find. 
Wenn der Abg. Lucius die Beſchlußfähigkeitsziffer herabſetzen und da⸗ 
mit in die Bahnen des preußiſchen Herrenhauſes einler ken will, fo 
wird das deutſche Volk ibm kaum folgen. Weun er eine Begünſti⸗ 
ung der in Berlin wohnenden Abgeordneten fürchtet, fo glaube ich, 
der Diätenloſiakeit werden die Wähler die Kandidaten wäblen, 
welche ihren Wohnſitz in Berlin baben. Daß übrigens die Hauptar⸗ 
beiten des Reichstages nur von einer kleineren Anzahl von Abgeord⸗ 
neien ge acht werden, iſt den Wählern ſehr wohl bekannt; fie wiſſen, 
daß ihr Abgeordneter ſich nicht immer als großer Redner auszeichnen 
wird; ſie wiſſen aber auch, daß er die Reden anhören und dann nach 
feinem beiten Willen und Gewiſſen abſtimmen wird, und das ift für 
fie die Hauptſache. Wenn übrigens von dem Prinzip der Selbſtver⸗ 
waltung geſprochen worden iſt, fo muß ich bemerken, daß dieſes Prin⸗ 
zip nicht ſoweit ausgedehnt wercen darf, daß die gewählten Selbſtper⸗ 
waltungsbeamten auch die Auslagen aus ihrer Taſche bezahlen follen ; 
mehr als eine Entſchädigung für baare Auslagen ſind ja die Diäten 


t. 

In der Spezialtiskuſſtion bemerkt Abg. Windthor ſſt: Ih 
werde für die Bewilligung von Diäten ſtimmen, wie ich das jederzeit 
gethan habe. Wenn von einem Redner der Rechten geſagt wurde, es 
müßte mit der Bewilligung von Diäten gleichzeitig das Wahlg.ſetz 
geindert werden, ſo mie es Sache dieſer Herren fein, derartige Ans 
träge zu ſtellen, und ſollte n eine ſolche Aenderung für 
zweckmäßig halten, ſo wäre fie ja in der Lage, dahin zielende Anträge 
dem Reichstage vorzulegen. as das Licblingsthema der freikog⸗ 
lervativen Partei, die Herabſetzung der Beſchlußfähiokeitsziffer betrifft, 
ſo muß ich mich abſolut und entſchieden dagegen erklären. Der Abg. 
Lucius hob bei Mittheilung ſeiner ſtatiſtiſchen Notizen, die ich Übri 
gens mit Intereſſe vernommen habe, beſonders hervor, daß eigentlich 
nur ungefahr 60 Mitglieder an den Geſchäften des Hauſes unmittel⸗ 
baren Antheil nehmen, denn nur fo viel ſprächen im Haufe. Das ift 
eine ganz verkehrte Anſchauung von der Tbäl igkeit ciner paxlamen⸗ 
tariſchen Körperſchaft. Beſtebt denn die Thätigkeit der Mitglieder im 
Sprechen? beſteht denn überhaupt die Thäti, keit eines Parlaments im 
Sprechen? Nein, m. H., ſie beftebt im Beſchließen, und die Reden, die 
bier gehalten werden, find nur Vorbereitungen für dieſen bauptſäch⸗ 
lichen und entſcheidenden Akt. Ich ſehe es noch fo weit kommen. 5 
Die eigentliche Kraft und vielleicht auch die eigentliche Intelligenz des 
Parlaments in der ſehr großen Zahl derjenigen Mitglieder liegt, welche 
abitimmen und nicht ſprechen. (Heiterkeit) Ich darf das um fo un, 
befangener ausſprechen, als ich zu den ftimmenden, aber auch zu den 
redenden Mitgliedern geböre. Außerdem arbeitet eine ſehr große 
Zahl derer, die im Hauſe nicht ſprechen, in den Kommiſſionen, 
und entwickelt in denſelben eine Thäligkeit und einen Fond von 
Wiſſen, von dem ich bedaure, daß er hier im Plenum nicht zum 
Vortrag kommt. Geben Sie doch jetzt nur einmal in die Bank Kom ⸗ 
aniffton und ſehen Sie ſich diejenigen an, welche dort am ſtäctſten 
arbeiten; es ſind nicht die Redner des Hauſes. Dieſe Argumentation 
des Redners von ber Rechten iſt alſo abſolut unzuläſſig. Dagegen 
halte ich es für unumgänglich geboten, daß das Haus, wenn es ab⸗ 
ſtimmt möglichſt vollzählig ſei. Nur dann wird das deutſche Volk 
Vertrauen zu dem Reichstage haben können, wenn derſelbe möglichſt 
vollſtändig da iſt und abſtimmt, dam Die Entſcheidungen nicht ſchlecht⸗ 
bin den Parteien überlaſſen werden. Es iſt ſchon traurig genug, daß 
ſo viel Parteien find, und es wäre ſehr wünſchenswerth, wenn fie zum 

eil des Ganzen vermindert oder beſeitigt werden könnten; aber die 

erabſetzung der Beſchlußfähigkeitsziffer iſt der allerverkehrteſte Weg 
dazu. ch weiß ehr wohl, daß es das Eldorado vieler ſogenannter 
poltifher Köpfe iſt, nur ſolche Leute hier im Haufe zu haben, die un⸗ 
bedingt ja ſagen, wenn von gewiſſer Seite etwas gewünſcht wird, 
und noch in 9 Zeit haben die Zeitungen einer gewiſſen 
Richtung dieſes Eldorado lebhaft geprieſen; aker je mehr es 
Ah lhatſächlich hier im Haufe zu entwickeln beginnt, um fo noth⸗ 
wendiger muß der Reichstag vollſtändig ſein, um einem ſolchen 
Beginnen mit aller Kraft Wiverftand zu leiſten. Ich halte alſo dafür, 
daß die Beſchlußfähigkeitsziffer niedrig genug gegriffen iſt und in 
keinem Falle herabgeſetzt werden darf. Dieſer Punkt hängt aber auch 
mit der Diätenfrage ſehr wenig zuſammen. Vielleicht würde man, 
wenn die Zahl heruntergeſetzt wird, das Haus noch leerer finden, als 
es leider ſchon jetzt ſehr oft if. Die Diätenfrage bedarf nachgerade 
dringend ihrer endlichen Löſung. Es iſt das keine oratio pro domo. 
Ich würde mit Vergnügen einem Amendement zuſtimmen, welches be⸗ 
ſagt, das Geſetz wegen Diätenbewilligung ſolle für die gegenwärtige 
Legislaturperiode nicht gelten. Ohne Diäten werden bei der Verthei⸗ 
lung des Vermözens in Deutſchland die geeigneten Vertreter auf die 
Dauer nicht zu finden fein. Ich glaube nun allerdings, daß bei der 
Einführung der Diäten die Zahl der Freikonſervativen ſich ſehr ver⸗ 
mindern wird, und bedauere das; aber das kann mich nicht hindern, 
für die Diätenbewilligung zu ſtimmen. ( Heiterkeit.) 

8 1 des Geſetzentwurfes wird darauf in namentlicher 
Abſtimmung mit 158 gegen 67 Stimmen angenommen, 

gegen die Alikonſervatven, die deutſche Reichsparket und einige 
ationelliberale) und ebenſo das ganze Geſetz, das den Artikel 32 der 
Verfoſſung dahin abändert: „Die Mitzlieder des Reichstages 
erhalten aus Reichsmitieln Reiſekoſten und Diäten nach Maßgabe des 
Geſctzes. Ein Verzicht darauf iſt unſtatthaſt“ Bis zum Erlaffe 
dieſes Geſetzes ſetzt der Bundesrath die Höhe der Reiſekoſten und 
Diäten feſt 

Damit iſt auch dieſer Gegenſtand erledigt und das Haus geht 
nunmehr über zu der erſten Berathung des vom Abg. Buhl ein- 
gebrachten Geſetzentwurfs, Maßregeln gegen die Reb⸗ 
ans Krankheit betreffend. Der Wortlaut deſſelben 
iſt folgender: . 5 

81 Der Reichskanzler iſt ermächtigt: 1) Ermittelurgen inner⸗ 
Halb des Weinbaugebieles der cimelnen Bundes flaaten über das Auf 
treten der Rehlaus (Phylloxera vastatrix) anzuſtellen. 2) Unterſu⸗ 
chungen über Mittel zur Vertilgung des Juſekts anzuordnen. 

9.2. Die von dem Reichskanzler mit dieſen Ermittelungen und 
Unter ſuchungen betrauten Organe find befugt, auch ohne Einwilligung 
des Verfügungs berechtigten den Zugang zu jedem mit Weinreben be: 
pflanſten Grundſtücke in Anſpruch zu nehmen, die Entwurzelung einer 
dem Zwecke ent prechenden Anzahl von Rebſtöcken zu bewirken und die 


entwurzelten Rebſtöcke, ſofern ſie mit der Reblaus behaftet ſind, an 
Ort und Stelle zu vernichten. E 

8 3. Die durch die Ausführung dieſes Geſetzes erwachſenden 
Koſten werden aus Reichsmitteln beſtrſtten. 

In Verbindung damit fieht ein auf denſelben Gegenſtand bezüg⸗ 
licher Antrag des Abg. Reichenſperger (Krefeld) zur Diskuſſion. 
den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, baldmöglichſt im Gebiete des 
deutſchen Reiches gemeinſame Maßredein zu veranlaſſen, um 
dem Auftreten und Umſichgreifen der Phylloxera devastatrix eat⸗ 
gegenzuwirken. . E 

Nach dem Vorſchlage des Präſidenten follen beide Antrag⸗ 
ſteller vor der Eröffnung der Debatte das Wort erhalten und der 
Antrag Reichenſperger zur Abſtimmung gelangen, falls der von 
Buhl eingebrachte Geſetzentwurf in der zweiten Berathung zu Falle 
kommen follte. 5 5 

Abg. Dr. Buhl: Zur Begründung meines Antrages geſtatten 
Sie mir Einiges über die Natur des Inſekts, um welches es ſich hier 
handelt, vorauszuſchicken. Die Phylloxera gehört zu den Halbflüglern, 
ſie erſcheint in einer ungeflügelten Form, welche ſich auf über⸗ und 
unterirdiſchen Wegen von Weinſtock zu Weinſtock verbreitet, und in 
einer geflügelten, welche der Wind weite Strecken fortführt, und de 
es deshalb unmöglich macht, die Krankheit in enge Gren en einzu⸗ 
ſchränken. Die Natur des Inſelts macht es daher nothwendig, die 
Reichsgewalt gegen daſſelbe zur Hülfe zu rufen. (Heiterkeit) Maß 
regeln, welche die Einzelſtaaten zur Unterd ückung der Krankbeit er 
greifen, werden der nothwendigen Gleichmäßigkeit entbehren und des⸗ 
balb mehr oder weniger erfolglos bleiben Man kennt die Krankbeit in 
Europa genauer ſeit 1865, wo ſie durch amerikaniſche Reben nach Süd⸗ 
frankreich eingeſchleppt wurde. Seitdem hat fie in Frankreich 200.000 
Hektaren Weinboden devaſtirt und bedroht noch nach dem Ausſpruche 
von Autoritäten der Pariſer Akademie der Wiſſenſchaften eine weitere 
Million Hektaren mit der gleichen Kalamität. Aus dem Rhonelhal, 
welches fe in feiner ganzen Ausdehnung durchmeſſen bat, iſt fie 
nach der Schweiz übergetreten und nach Oeſter reich und Portugal ver⸗ 
ſchleppt worden. In Deutſchland hat ſie ſich erſt an einigen Punkten 
gezeigt, außerdem follen nach franöſiſchen Berichten Reben, welche aus 
Potsdam bezogen worden find, mit der Pbylloxera behaftet gefunden 
worden ſein. — Die Richtigkeit dieſer Nachricht will ich indeſſen dahin 
geſtellt fein laſſen. In Frankreich iſt die Ausrottung des Inſckts faſt 
unmöglich geworden, weil man die Natur der Krankbeit erſt erkannt 
hat, nachdem fie ſich eingebürgert batte, in der Schweiz dagegen hat 
der Bundescalh ſofort den Kantonalregierun zen den Auftrag ertbeit, 
Maßregeln gegen die Krankbeit zu ergreifen, und gleichzeitig eine Ge⸗ 
neralkommiſſton eingeſetzt, welche die Verbreitung des Inſekts zu kon⸗ 
troliren hat. Auch in Defierreih hat man Sorge getragen, den Wein⸗ 
garten des Kloſters Neuburg, in welchem die Krankheit aufgetreten iſt, 
zu zerſtören Durch das Einfuhrverbot von Reben allein, welches in 
Deutſchland erlaſſen worden iſt, wird der Ausbreitung der Krankheit 
nicht vorgebeugt. Es muß Vorſorge getroffen werden, daß ſofort die 
erſten Spuren der Krankheit erkannt werden, damit bei Seiten dagegen 
eingeſchritten werden kann. Bisher iſt noch kein Mittel dekannt, durch 
welches die einmal eingebürgerte Krankheit mit Erfolg unterdrückt 
worden wäre. Die in Frankreich beliebte Methode der Ueberſchwem⸗ 
mung verrichtet zwar das Inſekt, richtet aber auch die Weinberge 
mit der Zeit zu Grunde. Wenn auch der deutſche Weinbau nicht 
mit dem franzöſiſchen zu vergleichen iſt, ſo bedeckt er doch immer 
ein Gebiet von 200,000 Hektaren, und gerade die Vertheilung 
dieſes Landes auf eine ungemein große Anzahl kleiner Beſitzer würde 
die Kalamuät nur noch empfindlicher machen. Im Eſſaß vertheilen 
ſich zum Beiipiel 20,000 Hektaren Weinberge auf 79,000 Familien, die 
durch das Umſichgreifen der Krankheit vollkommen in ihrer Exiſtenz 
ruinirt werden würden. Hiernach ſcheint mir die Nothwendigkeit 
meines Antrages klar zu Tage zu liegen. Derſelbe ift inſofern prä⸗ 
paratoriſcher Natur, als cr die Mittel an die Hand geben ſoll, welche 
erforderlich find, um die Exiſtenz der Krankheit überbaupt konſtatiren 
zu können. Nur wenn man ſie gleich im Keime erſtickt, kann man 
ihr mit Erfog gegenübertreten. Dazu bedarf es aber abſolut einer 
3 eee denn es iſt zu dieſem Zwecke nothwendig, das 

igentbhumsrecht des Winzers zu beſchränken. Ich gebe zu, daß man 
die Kompetenz der Verſammlung zu dieſem Geſetze bezweifeln kann, 
deshalb aber möchte ich grade das Haus bitten, mit möglichſter Ein⸗ 
ſtimmigkeit meinem Antrage zuzyſtimmen und damit die Kompetenz der 
Reichsgeſetzzebung in dieſer Sache zu begründen. Gewiß ziemt es ſich 
nicht, aus formalen Rückſichten, einen fo wichtigen Theil des National ⸗ 
wohlſtandes in Frage zu ſtellen. (Beifall.) 

Abg. Reichenſperger (Krefeld) bedauert, dem Wunſche des 
Vorredners, die Komvetenzfrage nicht zu berühren, nicht entſpreg en 
zu können. Angeſichts des 8 2 feines Antrages, wonach . 
den Kommiffion der Zugang zu den Brivatbefigungen, die Entwur⸗ 
zelung und Vernichtung von Reben zustehen fol — alles evidente Ein⸗ 
griffe in das Eigenthumsrecht —, lohnt es ſich wahrhaftig, die Kom⸗ 
petenzfrage näher anzuſehen Man könnte die Zuſtändigkeit der Reichs⸗ 
geſetzgebung zur Noth aus Artikel 4 Nr. 15 der Verfaſſung berleiten, 
wonach das Reich zum Etlaſſe von Maßregeln der Medizinal⸗ und 
Veterinärpolizei kompetent iſt. Nun liegt es auf der Hand, daß es ſich 
um Medizinalpoltzei m vorliegenden Falle nicht handelt, es könnte alſo 
höchſtens noch die Veterinärpolizet in Frage kommen. Da bitte ich Sie 
aber doch das erſte beſte lateiniſche Lexikon nachzuſchlagen, wo Sie 
finden werden, daß veterina Zugvieh bedeutet. Unter dieſe Gattung 
läßt ſich aber die Reblaus nicht wohl ſubſumiren. (Heiterkeit.) Ich 
glaube demnach dem Antrag Bub! eon aus dieſen Gründen wider⸗ 
ſprechen zu müſſen. Was die Sache ſelbſt betrifft, fo ift dieſelbe aller⸗ 
dings recht bedenklich, aber die Gefahr doch weder ſo eminent noch 
fo iminent, wie der Abg. Buhl dies darſtell!. Insbeſondere laſſen Sie 
ſich nicht allza ſehr von den rothen Flecken auf der Karte in un⸗ 
ferem Foyer beäggſtigen. In Frankreich hat trotz der Reblaus⸗ 
krankheik die Weinproduktion ſeit 1829 in enormem Maße zu⸗ 
genommen. Die Pflanzungen haben ſich von dieſer Zeit dis 
1872 ron 1.990,000 Hektaren auf 2570000 Hektaren, der 
Werth des produzirten Weines von 47 Millionen auf 250 
Millionen Francs vermehrt, während die Weinpreiſe dabei gar⸗ 
nicht enorm gefitegen find. Solche Krankheiten halten ſich in der Re⸗ 

el in kleinen Grenzen und gerade der Umſtand, daß ſie im ſüdlichen 

rankreich auftritt, berechtigt zu der Annahme, daß fie im Norden, 
in Deutſchland nicht Faß faſſen wird. Die geflügelten Inſekten follen 
ſogar nicht die gefärlichen ſein, da fie, wie man fant, männlichen 
Geſchlechts find. (Große Heiterkeit.) Außer klimatiſchen Enwinkungen, 
welche bei ſolchen Krantheiten von der größten Bedeutung find, kom⸗ 
men noch vie e andere dabei in Betracht, ins beſondere Sufnrömungen, 
die meiſt Paraſiten und andere Reptilien (Heiterkeit) mit ſich führen, 
welche dann mit ibnen wiederum verſchwinden, ohne daß man weiß, 
wober fie gekommen und wobin fie gegangen find. So bat fich die 
Kartoffel⸗ und die Traubenlrankheit auf paraſitiſche Pflanzen zurück- 
führen laſſen, und ich habe ſelbſt mehrfach geſchen, daß weite Fluren 
vom Mäuſeſraß enorm heimgeſucht worden find, ohne daß man er⸗ 
fahren hat, wo die Thiere ſpäter geblieben ſind. So wird es ſich 
vorausſichtlich auch mit der Phylloxexa verhalten. Von einer Seike 
wird fegar behauptet, daß die Krankheit im Stecke ſelbſt firdt und das 
paraſitiſche Inſekt erſt durch dieſelbe im Stecke Nahrung findet. Es 
iſt das gerade wie in der menſchlichen Geſellſchaft, in welcher die Pa⸗ 
rafiten ebenfalls ungeſunden Zuſtänden ihre Entſtehung verdanken. 
(Heiterkeit.) Die Materie befindet Ah daher augenſcheinlich noch in großem 
Dunkel, wie man denn in Frankreich nicht weniger als 60 Heilmittel 
angewendet bat, unter denen viele der Pflanze ſchädlicher als dem 
Inſekt geweſen find. Welentlich iſt je enfalls für uns zu willen, 
welche nezativen Reſultate hieher erzielt worden find, damit wir nicht 
erſt eine Menge nutzloſer Dinge probiren. Meires Erachtens wäre 
die Verbreitung popalärer Schriften, welche den Weinbauer über die 
Gefahr aufklären, das allerkeſſe. Zu meiner Freude hat das land⸗ 
wirthſchaftliche Miniſterium in Preußen mit feinem jüngſten Erlaſſe 
dieſen Weg bereits beſchriiten, und ich zweifle nicht, daß die anderen 
Staaten auf dieſem Wege ſolgen werden. Ich glaube, daß bier ge⸗ 
rade die Selbſtverwaltung einen weiteren Spielraum deanſpruchen 
kann, als ihr der Antrag Buhl einräumen will. Der Wel 
lebt und ſtirbt — ſo zu ſazen — bei uns mit feinen Weinſtöcken, er 


nbauer. 


wird, wenn er Spuren der Krankbeit entdeckt, gewiß von ſelbſt mei? 
tere Nachgrabungen halten In jedem kleinen Dorfe am Rhein be⸗ 
ſteht eine Gemeinde⸗Kommiſſion, welche die Creszenz im Auge zu 
halten kat, und ich hahe viel mehr Vertrauen zu derſelben, wie zu 
der großen Reichskommiſſion, die wielleicht dem Weinbau zum größer 
Nachtheil gereichen wird, als die Reblaus ſelbſt. e Da 
die Herren perſönlich nicht interefftit find, fo werden fie leicht Wein⸗ 
bergs zum Tode verurtbeilen, die noch lebensfähig find. 8 2 embält 
nicht einmal Beſtimmungen über eine für die Vernichtung von Stöcken 
zu leiſtende Entſchädigung, die gewiß ebenſo gerechtfertigt iſt, wie die 
Diäten, welche der Herr Kommiſſar keneht, der auf Reichsloſten in 
den ſchönen Weinbergen herumteiſt. Ich glaube daher, die Sache har 
nicht ſolche Eile, als daß wir uns deshalb über die Kompetenz des 
Hauſes binwegfetzen müßten. Wenn Sie meinen Antrag annehmen, 
ſo können Sie alle die Zwecke, welche der Vorredner betont hat, eben⸗ 
ſo gut erreichen. Die Landrälhe und Ortsvorſtände werden dann ge 
miß in Folge der ihnen gegebenen Anregung keine Sicherungsmaß⸗ 
regeln verabſäumen. ! 

Abg. Ubden: Es handelt ſich bier nicht um eine vorübergehende, 
ſondern um eine dauernde Kalamität für die Landwirthſchaft und id 

laube nicht, daß die Einzelregierungen in der Lage und im Stande 
ein werden, dem Uebel mit dem gehörigen Nachdruck entgegenzuwirken. 
Ich erachte eine Eimwukung von Seiten der Reichs behörden für 
durchaus nothwendig. Uebrigens droht der Laudwirthſchaft ſchon ein 
zweites Uebel voa dem Kolorado⸗Käfer, welcher in Amerika unter 
den Kartoffeln arge Verwüſtungen angerichtet hat. Ich glaube, auch 
gegen dieſes Uebel werden die Einzelregierungen nicht in wirkſamer 
Weiſe vorgehen lönnen und auch bier wird ein Vorgehen der Reichs⸗ 
bebörden unerläßlich fein. Ich habe auf dieſen Umſtand aufmerkſam 
gemacht, damit die Reichsregierung denſelben in Erwägung ziehe. Ich 
bitte Sie, dem Antrage des Abg. Dr. Buhl zuzuſtimmen, welcher vor 
demjenigen des Abg. Dr. Reichenſperger deshalb den Vorzug verdient, 
weil er der du chgreiſendere iſt und nur mit durchgreifenden Mitteln 
dem Uebel geſteuert werden kann. 

Abg. Dr. Friedenthal: Ich empfehle Ihnen die Annahme 
des von dem Herrn Aba. Buhl vorgelegten Geſetzentwurfes. Was die 
Größe der Gefahr betriffi, fo hat Herr Abg. Buhl ſchon fo umfaſſende 
Miitheilungen gemacht, daß ich denſeiben nichts hinzuzuſetzen babe 
Auch Herr Abg. Reichenſperger hat, obwohl ihm die Gefahr weniger 
groß erſcheint, doch zugegeben, daß ernſte Gründe vorliegen, um den 
deutſchen Weinbau gegen Gefahren zu ſchützen und daß es richtiger 
iſt, Maßregeln zu ergreifen, ehe das Infekt ſich in Deutschland ein 
geniſtet hat, als fo zu ſagen, den Brunnen erſt zuzudecken, wenn das 
Kind hineingefallen iſt. Ich erachte den Geſetzentwurf für einen lediz⸗ 
lich präparakoriſchen. Das Reich bat ſchon früher kraft der dem Bun⸗ 
debrath zuſtehenden Kompetenz ein Einfuhrverbot für ſämmtliche aus⸗ 
ländiſche Reben ergehen laſſen und dieſem Verbot haben wir es viele 
leicht zuzuſchreiben, daß bisher das Inſekt von unſeren Grenzen im 
Weſentlichen ferngehallen worden iſt. Wenn es ſich um weitere Ver⸗ 
kebrebeſchränkungen handeln ſollte, wenn es ſich als nothwendig herauz⸗ 
fielen ſollte, dies Einfubrverbot nicht blos auf Weinreben, fondern 
auch auf andere Gegenſtände der Gärtnerei und der Obſizucht gus⸗ 
zudebnen, fo würden gerade hierfür Materialien wötbig fein, 
welche nur durch die Usterſuchungen einer Rommilfion beſchaßlt 
werden lönnen. Dadurch rechtfertigt ſich die Kompeleng des 
Reiches zu einer ſolchen Maßregel. Wenn nach Art. 4 der Ver⸗ 
faffung unter Nr. 2 dem Reiche die Zoll- und Handelggeſetz⸗ 
ebung und damit das Recht zum eventuellen Erlaß eines Einfubruen“ 
botes übertragen i“, fo muß ihm auf irgend eine Weife auch die 8 
lichk it geboten fein, ſich auch das Material, die Mot ve für eine Io 
ſchwer wiegende Maßregel zu verſchaffen und wenn nun dieſeh Einſuhne 
verbot weiter ausgedehnt werden fol, fo würde gerade eine Kommis 
on wie die vorgeſchlagene die Aufgabe haben die erforderlichen Unter ⸗ 
uchungen anzuſtellen, um darzulegen, auf welche Gegenſtänſe diele 
Aue fuhrverbot zu erfircden iſt. So che Vorberathung IN ferner für dis 
etwaigen legielatoriſchen Maßregeln der Einzelſtaaten nö hig. Der ce 
genfiand des Diſſenſes zwiſchen dem Abg. Reichenſgergex und dem — 
Buhl 5 ſich ja im Weſentlichen auch nur auf 8 2, mel n 
unſerer Meinung de 185 ür die win sfetzung fur die än 
werthen Unterſuchungen und für Die wünſchenswerthe Klärung det 
dieſe Materie gebreiteten Dunkels ift. Die Kommiſſtan it der Central 
punkt, in welchem das von Ferne kommende Material geſichtet und kr 
liſch zu behandeln iſt. Wie anders ſollte eine ſolche Kemmiſſion auf pralle 
liſche Weile zu einem Reſultate gelaugen, als daß ſie ſich nach den ein 
zelnen Oxiſchaften begiebt, da, wo ſich Anzeichen inden, Unterſuchun⸗ 
gen anſtellt und mit eigenen Augen von der Richtigkeit oder Un⸗ 
richtigkeit der gemachten Mittheiſungen ſich überzeugt. Dietz aber 
verma; nach der gegenwärtigen Geſetzgebung die Kommiſſton nich 
anders, als wenn ihr die Vollmacht gegeben wird, welche gegenüber 
dem Privateigenthum nothwendig iſt und in dieſer Beziehung gebe ich 
allerdings dem Abg. Reichenſperger Recht, daß dies ein Eingriff in 
das P ivateigenthum iſt, der im Intereſſe des allgemeinen Wohles ger. 
fordert wird. Darum bleibt aber die Maßregel durchaus präparato- 
riſch. Es handelt ſich nicht um größere Expropriationen, wenn das 
Uebel im größeren Maße konftatirt iſt, ſpndern nur um Eingriffe in 
das Privateigentbum zum Zwecke der Unterfuchung. G fege dieſer 
zweiten Art ſind in Frankteich bereits erlaſſen und werden im diefem 
Augenblicke in der öſterreſch chen Landeßpertretung berathen und dieſe 
haben einen ganz andern Charakter und geben viel weiter als das 
vorliegende Geſetz. Das öſterreichiſche Geſesz beſchränkt da, wo die 
Reblauskrankbeit konſtotirt ift, den Weinbergsbeſitzer vollſtändig in 
der freien Verfügung üder ſeinen Weinberg; es geftattet ihm nicht 
irgend eine Rebe aus feinem Weinberge herauszunebmen, ſondern es 
tritt, wie bei Viehſeuche cine ſtrenge Sperre ein; es fol fogar unter Um⸗ 
ftänden wenigſtens für eine lange Reihe von Jahren der betreffende Wein? 
berg der Weinkultur ganz entzogen werden, wenn das Uebe auf andere 
Weiſe nicht mehr beſcinigt werden kann. Es werden En tſchädigungen feſtge⸗ 
fegt, kurz es wird eine Art Expropriationsgeſetz mit allen weſentlichen Ber 
ſummungen für die Weinberge beſitzer gegeben. Ein ſolches Geſetz wollen 
wir im Reiche nicht machen, und wenn es vorgelegt worden wäre, und 
in gewiſſer Beziehung war die Neigung im erſten Augenblick dazu 
vorhanden. Würde ich mich gegen daſſelbe erk ären, weil ich in diefer 
Beziehung der Meinung des Hrn. Abg. Reichenſperger bin, daß ein 
ſolches Geſetz beſſer den Einzelftaaten überlaſſen wird. Gegenüber einer 
Vorlage, wie die von gr Abg Bohl gemachte, babe ich aber keine 
Kowpetenzbedenken Auch kann ich mir keine wirkſame Bekämpfung 
des Inſektes denken, wenn es an einem Zentralorgane fehlt. Gerade 
in den letzten Wochen, als ich mich damit beſchäftigte, 2 
u ergreifen, welche nach dieſer Richtung wirkſam werden follten, 
Tat ich nichts mehr empfunden, als daß es mir an einem ſolchen ver⸗ 
antwortlichen Organe fehlte, welches mir das nothwendige Material 
hätte an die Hand geben können. In Frankreich hat man ſogar die 
Akademie der Wiſſenſchaften mit den einſchlägigen Unterſuchungen 
beauftragt. Das Wort des Abg. Buhl, daß es ſich bier um etwas 
Aehnliches handle, wie Viehſeuchen, iſt nicht fo paratoy, wie Herr 
Abg. Reichen perger glaubt; die Akademie der Wiſſenſchaften in 
Paris hat beſtätigt, daß die Reblauskranſheit ganz chenfo den 
Charakter einer kontagiöſen Krankheit habe, wie die Vichſeuchen. 
Man Tann deßbalb auch eine analoge Anwendung der 
gezen die letzteren getroffenen Beſtimmungen nicht fo gam 
von der Hand weiſen. Daß in 8 2 eine Entſchärigung zwar richt 
ausgeſprochen, aber doch gemeint ift, war mir nicht zweifelhaft; foDten 
uber im Haufe Zweifel beſtehen, fo wünſche ich die Aufnahme ciner 
dahingehenden gusdrücklſchen Beſtimmung Mas die Frage des Herrn 
Abg. Uöden bezüglich des Koloradokäfers betrifft, fo ift auch dieſe ſchon 
von den Reichs bebörden erörtert worden; es werden von denſelben 
jetzt Anträge geſlellt, um ein Ausfubrverbot von Kartoffeln aus Ame⸗ 
rika zu veranlaſſen. Datei wird es namentlich darauf anlommen, ſo⸗ 
wobl diejenigen Kartoffeln ins Auge zu faſſen, welche als Hanbels⸗ 
artikel von Amerika nach Europg kommen, und nur in Leringem 
Maße wohl nicht als Nahrungsmittel, ſondern lediglich zu Sümerel⸗ 
zwecken importirt werden, als auch den Proviant, welchen die Schiffe 
in Amerika einnehmen, weil der Koloradokäfer nicht eigentlich an den 
Kartoffein ſelbſt ſich vorfindet, ſondern an den Blältern und in der 
Erde, welche an den Kartoffeln haftet. Um in dieſer Richtung die 


6 


ßregeln zu veranlaſſen. Die ee 
uhr⸗ 


griffen worden, N 
an das Eigenthum der Weinbergeb figer nicht den von der Regierun 
eingeicgten Kommiſfionen gewiſſermaßen preisgegeben worden und do 
ut Frankreich in feinem Weinbau der bedrohteſte S } 
Ein Vergleich beider Anträge zeigt, daß abgeſehen von dem Eingriff 
in das Privatrecht mein Antrag 8 
reduer als wünſchenswerih und nothwendig bezeichnete. S 
Eine Verweiſung des Geſetzentwurfs an eine Kommiſſion wird 
nicht beliebt und es folgt alfo ofort die zweite Berathung. 8 1 des 
vom Abg. Buhl beantragten Geſetzes wird angenommen. 
Zu 8 2 bemeitt Abz. Banks: Ic Eınn für tieſen Paragraphen 
nicht fiimmen, weil er nicht, wie der Abg. Friedenthal meinte, nur 
eine präparaloriſche Maßregel enthält, denn zur Unterfubung einer 
etwaigen Jofektion ſollen einzelne Rebſtöcke ausgegraben, die infizirt 
gefundenen aber vernichtet werden. Es hätte ja nun gar kanen Sinn, 
wenn nur die unterſuchten Nebſöcke in dieſem Falle vernichtet werden 
ſollten, ſondern es müßten logiſcher Weiſe, ſowie auch nur ein Rabſtock 
infisirt gefunden wird, alle Stöcke des betreffenden Weinbergs ver⸗ 
nichtet werden. Einer fo tief einſchneidenden Maßregel aber kann ich 
nicht zuſtimmen. Es werden ja außer der Reblaus bercits der Kar⸗ 
toffeltäfer und der Borkenkäfer uns anackündigt, und wenn das Reich 
ür allen Schaden, den ſie und ihres Gleichen anrichten, eintreten ſo!, 
o würden wir es nachgerade in eine allgemeine Aſſekuranz⸗Anſtalt 
ö verwandeln Wenn für den Schaden der Weinbau treibenden Staaten 
auch alle, die nicht Weinbau treiben, definitiv gefeglich eintreten ſollen, 
b fo müßte konſcquenter Weiſe daſſelbe auch bei allen durch höhere Natur⸗ 


creigniſſe herbeigeführien Beschädigungen geſch hen; dann hätte bei⸗ 
ſpielsweſſe das Reich die Entſchädigung für die Ueberſchwemmungen 
der Oſtſee P ovinzen tragen müſſen. Ich möchte daher vor Allem 
den Antragiteller fragen, wie die Vernichtung der entwurzelten Reb⸗ 
dee in dieſem Paragraphen zu verſte en fii. 5 
g. Buhl: Es iſt ja ausdrücklich geſagt, daß nur die zum 

weck der Unteriuhung antgegrabenen Rebstöcke im Fall der Jnfi⸗ 
rung vernichtet werben ſollen. Uad zwar fol dies geſchehen einzig 
und allein zu dees Zwecke, damit durch das Weitertragen ſolcher aus⸗ 
gegrabenen Stöde noch flattgehabter Unterſuchung die Anſteckung, 
deren Gefahr eine überaus große tft, nicht verbreitet werde. Keines 
wegs alſo follen in einem inſizirt gefundenen Weinberge alle Stöcke 
bernichtet werden, ſondern in dieſem Falle fol die Unterſuchungskom 
N a Ab an e bee e Einzelſtaates wenden, 
1 it dieſe die nöthige Fürſorge treſſe. 1 2 
Zah, 54 u H o 1215 Nach dieſer Aufklärung, die ich mit Dank 
begrüße, kant ich unbedenklich für den 52 ftimmen, der auch mir vor⸗ 
ber Jußerſt dedenklich erſchicn. 
2 wird hierauf angenommen. z 
Za beantragt Dr. Bähr hinter dem Worte „Koſten“ einzu⸗ 
gen „einihlienii der uöthigenfals im Rechtswege feſtzuſtellenden 
een für etwa zugefügte Schäden.“ 5 

Aeg. Bahr (Rafle): Der Ausdruck „Koſten- iſt von mehreren 
ten jo a a worden, daß darunter die Entſchädigungen mit 


ren ; non anderer Seite war man der Anſicht nicht. Wenn 
übe Lin wel achen, aüſſen wir auch willen, was wir thun. 
e Rel zum Zwecke der Unterſuchung ent wurzelt, obne 
na als infi irt herausſtellen, fo mu dafür jedenfalls 
biaung gewährt werden, denn der Beſchädigte bat den 
ichen Intereſſe er itten. Wollen Sie viefe Entſchä⸗ 
Reichswegen gewähren, fo dürfen Sie auch kein 
welchem von Reichswegen eingeſchritten wer⸗ 


‚eine Ent Hadis 
Schaden im öffentl 
Digung nicht von 
a ages machen, nach 


ann. 5 

7 Abg. v. Schulte erklärt ſich gegen den Antrag, weil es ſehr 
ſchwierig wäre, nachträglich durch gerichtliche Unterſuchung feſtzuſtellen, 
welchen Werth der entwurzelte Rebſtock hat. 5 

5 Abg. v. Etzel fragt, ob nur für die Rebſtöcke eine Entſchädigunz 
ezablt werden fol, welche ſich nach der Unterſuchung als gelund 
erausſtellen, oder auch für die kranken. Abg. Struckmann (Diep⸗ 
bol antwortet, daß nur für die gefunden Stöcke cin Erfah geleistet 
werden ſoll. Die Feſtſtellung des Schadens im Verwaltungswege ge⸗ 
falle ihm auch beſſer, aber es müſſe doch auf jeden Fall der Rechtsweg 
offen gelaſſen werden. = 

2 6 3 wird darauf mit dem Bähr'ſchen Amendement angenommen. 
Der Antrag des Abg. Reichenſperger iſt damit gleichfalls erledigt. 

> Schluß 4 Uhr. Nächſte Sitzunz Montag 11 Uhr (Naturallei⸗ 
tungen, Lanbſturm und Kontrolle der Beurlaubten. — Der Präſident 
übeilt mit, daß im Laufe der nächſſen Woche die Abtheilungen zuſammen⸗ 
berufen werden ſollen, um die Wahl der Mitglieder für die Zwiſchen⸗ 
keommiſſionen zur Berutfung ber Juſtizgeſetze vorzunehmen.) 
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Brief- und Zeitungsberichte. 

HB. Berlin, 10. Januar. In der heutigen Bundesrathöſitzung 
wurde zum Beſchluß erhoben, das Radziwillſche Grundſtlck in 
der Wilhelmſtraße für den Betrag von 6 Millionen Mark für Reichs⸗ 
zwecke anzukaufen. — Der Antrag Hoffmann, betreffend eine Aen⸗ 
derung des Art. 31 der Verfaſſung, wonach kein Mitglied des Reichs⸗ 
tages ohne Genehmigung deſſelben verhaftet werden darf, wird einer 
Kommiſſion überwieſen werden. 
- — Gerüchte von einem gegen den Fürſten Bismarck geplanten 
Attentat waren geſtern wieder im Umlauf. Im Polizei⸗Präſidium 
sollten, wie man erzählte, Nachrichten eingelaufen ſein, welche aviſiren 
daß ein in Frankreich gebürtiger Prieſter in Berlin eintreffen werde 
oder bereits eingetroffen ſei, auf welchem der dringende Verdacht eines 
gegen den Reichskanzler beabſichtigten Attentats ruhe. Die Kriminal⸗ 
polizei ſoll deshalb in Thätigleit ſein; in wie weit der angeregte Ver⸗ 
dacht begründet iſt, muß dabingeſtellt bleiben. 

— Wie nur mehr berichtet wird, hat die preußiſche Regierung gegen 
die Uekerführung der Leiche des verſtorbenen Kur fürſten von 
Heſſen nach Kaſſel keine Einwendung erhoben; die Beiſetzung der 
Leiche fol kommenden Montag in der großen Stadtkürche zu Kaſſel 
erfolgen. Erzherzog Wilhelm ſoll der Begräbnißfeier als Vertreter 
des öſterreichiſchen Fürſtenhauſes beiwohnen. Die Königin Viktoria, 
der Kaiſer Franz Zoff, der Ex König von Hannover und andere 
deutſche Fürſten ſandten der Familie Beileidstelegramme. Eine Eir» 
balfamtrung der Leiche findet nicht ſtalt. Die Eröffnung des Teſta⸗ 
ments hat am 8. d. in in Prag .ſtattgefanden. Prinz Moritz erbt Horzo⸗ 

witz, muß jedoch Apanagen an die üb eigen Prinzen auszahlen. Die Fürflin 
von Hanau erhält das Prager Palais und wird daſelbſt ihren Aufenthalt 


f Aus Prag meldet „Hirſch's Bur.“: 


ein Telegramm an die Fürſtin von Hanau ein, in welchem geneh⸗ 
migt wird, daß der nicht in preußiſchen Dienſt übergetretene Gene⸗ 
ralmajor Scheuck fämmtliche beſſiſche Rezimenter beim Leichenkonduft 
kommandire. Auf Befehl des Kaiſers wird der gegenwärtige Präſ. 
Haringen den Kondukt em fangen. 
ten kurfürſtlichen Hofbeamten wurde für die Dauer des Begräbniſſes 
freier Eintritt in das preußiſche Staatsgebiet geſtattet. 
„Frkf. J.“ meint, daß mit dem Tode des Kurfürſten die heſſiſchen Par⸗ 
tikulariſten den letzten äußeren Halt verloren haben, auf den fe 
ihre Hoffnung auf eine Wie zerherſtellung des Kurſtaates ſtützten. 
Die Söhne Friedrich Wilhelm's find bekanntlich 
rechtigt, 
Friedrich Wilhelm 
jetzt in Kraft tretenden Vertrag mit der Krone Preußen geſchloſſen, 
wonach er gegen eine jährliche Apanage von 606,000 Mark auf alle 
etwaigen Anſprüche förmlich Verzicht leiſtet. 
Fideicommiß⸗Vermögens wird dagegen bis zum Austrage des Pro⸗ 
zeſſes mit den Agnaten nicht irritirt. 
auf Befehl von Berlin am 7. d. geſchloſſen. 


ſchon vom Jahre 1830 ab der Stadt gedient, und zwar bis 1838 in 
der Eigenſchaft als Armen Kommiſſionsvorſteher. Mit dem Jahre 
1839 wurde er zum Stadtverordneten gewählt und blieb es auch mit 
Ausnahme der Periode von 18511857. Stadtverordnetenvorſteher iſt 
er gerade 12 Jahre geweſen. Von dec einen Seite nicht getragen, von 
der anderen nur geduldet oder gar angefeindet, hatte er ſich jetzt ent⸗ 
ſchloſſen, ſein Amt niederzulegen, zumal er die Kriſis nicht aufhalten 
zu köanen meinte. Auch hätte ihn feine Wiederwahl gewiß nicht in die⸗ 
ſem Entſchluß geändert. Große Pflichttreue, große Pünktlichkeit in Er⸗ 
ledigung der geſchäftlichen Angelegenheiten zeichueten Herrn Kochhann 
aus. Durch ihn iſt z. B. erſt die Entrichtung getroffen, daß die Vorla⸗ 
gen des Magiſtrats bereits Sonnabends im Druck fertig geſtellt wer⸗ 
den und den Stadtverordneten zugehen. Stadtverodneter 
bleibt er. 
Entwurf einer Geſchäftsordnung der Berliner Stadtverord⸗ 
netenverſammlung lehnt ſich in der Hauptſache an die Geſchäftsord⸗ 
nung des deutſchen Reichstages an. Wir leſen darüber: 


Gegenſtände, die bisher in ihren Bereich | 
tionen ad boo berathen werden. Die bisher üblichen Referate ſollen 
wegfallen und die einzelnen Berathungsgegenſtände durch eine zwie⸗ 
fache Leſung erledigt werden. Die erſte und zweite Leſung ſoll als Re⸗ 


ein hierauf abzielender ausdrücklicher Antrag geſtellt und angenommen 
wird. Behufs Wahl der Deputationen ſoll die Verſammlung durch das 
a 2 der erſten Sitzung nach Neujahr für die Dauer des Kalender⸗ 
ahres in 
teilt werden und die Letzteren ſollen durch Stimmzettel mit abfoluter 
Mehrzahl die Deputat ons mitglieder erwählen. 
tionen ſollen alle diejenigen Gegenſtände vorberathen werden, bezüg⸗ 
lich deren die Ueberweiſung an eine Deputation erfolgt iſt. Ausnahms⸗ 
HR fol aber auch die Bildung von die melden, le zuläſſig 
ein, ) 5 A 8 
der Deputationsmitglieder ebenfo durch die ſieben Abtheilungen be⸗ 
werkſtelligt wird. N 
von ſechs Beiſitzern, deren Aufgabe darin beſtehen fol, den Vorſitzen⸗ 
den in der Leitung 


nehmen. Die Prinzen und Prinzeſſinnen begleiten die Leiche nach Kaſſel. 
Vom Kaiſer von Deutſchland lief 


Den in contumaciam verurtheil⸗ 


Auch das 


nicht erbbe⸗ 
Prinz 
einen 


präſumtive Thronfolger, 
(Rumpenheim), hat 


und der ehemalige 


von Heſſen 


Die Verwaltung des 
Das Kaſſeler Hoftheater blieb 


— Der bisherige Stadtverordneten⸗Vorſteher Kochhann hat 


Der von dem Stadtverordneten Richter eingebrachte 


Der Geldbewilligungsdeputation wird ein Ende gemacht. Wichlige 
fielen, ſollen durch Deputa⸗ 


el in einer und berjelben n ſtattfinden, und einer Deputation 
ollen nur diejenigen Vo lagen überwieſen werden, hinſichtlich deren 


ſteben Abtheilungen mit möglichſt gleicher Mitgliederzahl ge⸗ 


Von dieſen Deputa⸗ 


wenn dies beſonders heantragt wird, in welchem Falle die Wahl 


Eine weitere Neuerung iſt endlich die Ernennung 


der Verhandlungen zu unterſtützen. Sie ſollen die 
Präſenzliſte führen, die Schriftftüde verleſen, den Namensaufruf vor⸗ 
nebmen, die Abſtimmungen kontroliren, die Sitzungsprotokolle unter⸗ 
eichnen, den Druck der ſtenographiſchen Berichte überwachen und dem 
orſteher in der Beſorgung der äußeren Angelegenheiten zur 

Hand gehen, ˖ * 
— Die humoriſtiſche Tages Rundſchau der „Tribüne“ vom 10 


Juni v. J. beſprach u. A. die Exzeſſe der polniſchen Erdarbeiter beim 


Bau der dresdener Eiſenbahn und meinte, das Herz des Abg. Kan⸗ 


tak und aller national polniſchen Patrioten müſſe ſtolz aufſchwellen bei 


ſelchen Thaten der Vollblutpolen. Herr Kantak beantragte die Beſtra⸗ 
fung des Autors des Artikels, des Schriftſtellers Richard Schmidt⸗ 
Cabanis wegen Beleidigung, die fienbente Kriminaldeputation erkannte 
jedoch in ihrer geſtrigen Sitzung auf Nichtſchuldig, weil die ganze Ge⸗ 
ſchichte nur ein ironiſcher Scherz ſei, den der Abg. Kantak wohl falſch 


verſtanden habe. 

Breslau, 9 Januar. In der vergangenen Nacht iſt Graf 
Adrian v. Hoverden, königlicher Kammerherr im 77. Lebens jahre 
verſtorben Derſelbe war Ehrenpräſes des ſchleſiſchen Kunſtvereins, 
früheres Mitglied des Vorſtandes des ſchleſiſchen Kredit Inſtituts und 
bis vor einiger Zeit einer der Geſchäſtsenhaber des ſchleſiſchen Bank 
vereins. Geſtern If in Carlsruhe O S. der Herzog Eugen v. r⸗ 
temberg verſchieden. Derſelbe, ein Sehn des Herzogs Eugen 
Friedrich Heinrich, war geboren am 25. Dezember 1820, exbliches 
Mitglier des preußiſchen Herrenhauſes, königlich preußiſcher General, 

i 1843 mit der Herzogin Malhilde, Tochter 
von Schaumburg ⸗Lippe. Das Majorat Carlsruhe 
feinen Sohn, den Herzog Wilhelm Eugen Auguſt 


vermählt am 15. Juli 
des Fürſten gran 
geht nunmehr au 


Georg, königlich württembergiſchen Major und Escadrons Chef im 1. 


cher ſeit dem 8 Mai v. J mit der Her⸗ 
zogin Wjera Conſtantinowna, Großfürſlin von Rußland, 5 iſt. 
— Wie das „Schlef. Kirchenbl, berichtet, iſt dem eltprieſter Köhler 
im Kleſter der barmherzigen Brüder zu Steinau durch ein Telegramm 
des Oberpräfidenten der fernere Aufenthalt und die weitere Thätigkeit 
daſelbſt unterfagt worden. Die Gegenvorfiellung des Priors, „daß 
Herr Köhler nur ein ſtilles privates Werk der Barmherzigkeit gegen 
die Kranken übe und aller öffentlichen Wirkſamkeit ſich enthalte“, iſt 


Ulanen⸗Regiment über, wel 


ohne Erfolg geblieben. 


Hannover, 8. Januar. Heute fand hier eine ſehr zahlreich ber 
ſuchte Verſammlung von Handel- und Gewerbtreibenden ſtatt, in der 
man dem Reichstage durch eine Deputation eine Petition wegen 
Abänderung des Bankgeſetzentwurfs überreichen zu 
laſſen beſchloß. In der Petition ſoll namentlich darauf hingewieſen 
werden, daß die Hannöverſche Bank durch die proponirte Vertheilung 
der Notenquote beſonders empfindlich getroffen und daß die Rückwir⸗ 
kung davon auch auf den Handel und die Induſtrie der Provinz einen 
nachhaltigen Druck ausüben werde. 

— P 7c. 


8 fohates und Provinzielles. 


oſen, 11. Jauuar. 

— Gegen die geiſtlichen Konſiſtorialbeamten, welche nach 
der ſtaatlichen Uebernahme der Verwaltung des erzbiſchöflichen Ver⸗ 
mögens ihre Thätigkeit eingeſtellt hatten, iſt bekanntlich die Diszipli⸗ 
narunterſuchung eingeleitet worden. Nach beendigter Vorunter⸗ 
ſuchung ſtand für Sonnabend ein Termin zur mündlichen Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung der Sache ſelbſt vor dem Plenum der 
hieſigen kgl. Regierung an. Wie wir jedoch hören, iſt der Termin ver⸗ 
tagt worden. 


ferenz der Preußiſchen Oberbürgermeitter über den Entwurf zur neuen 


bier am Sonnabende, wie bereits mitgetheilt, ſtarb, wurde am 9. Mai! 
1805 zu Poſen geboren, wo fein Vater zu damaligen füdpreußiſchen Br 
Zeiten Rechtsanwalt und Notar war. Im Juni d. J. 1827 wurde er 
Auskultator, im März 1832 Juſtizkommiſſarius zu Poſen, und 7 
Notar. Vor etwa 6 Jahren wurde er zum Vorſitzenden des Ehren 
raths der Rechtsanwälte unferer Stadt gewählt. Der König ehrte 
ihn durch Verleihung des Rothen Adlerordens IV. Kiaffe. Seine lang» 
jährige Thätigkeit als Rechtsanwalt beim hieſigen Appellgericht hatte 
er zum 1 Januar d. J. aufges eben. Sein älteſter Sohn, bekaunt ge- 
worden durch den Arnim'ſchen Prozeß, iſt Stadtrichter beim Berliner 
Stadtgericht. 
ag. Jutroſchin, 8. Jannar. 


vinz, 3 aus dem Orte, 1 aus Berlin, 2 aus Schleſien) eingegangen. 


7 


— r. Oberbürgermeiſter Kohleis iſt am Sonnabend zu der Kon⸗ 


— 


— 


Städteordnung nach Berlin abgereift. Die Konferenz beginnt mit den 
heutigen Tage. = 


8 1 98 
r. Der Rechtsanwalt und Notar, Juſtirath Gierſch, welcher Be. 


5 


2 


8 


55 


[Rommunales.] Für die hieſige 


Bürgermeiſterſtelle find im Ganzen 23 Meldungen (17 aus der Pro⸗ 


* 27 2) f 1 
8 W 
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Prozeß Ofenheim. 2 
Ueber die weitere Verhandlung des Prozeß Ofenheim wird Fol⸗ 
gendes telegraphiſch gemeldet: Be: 
Wien, 9. Jan. Das Generalverbör des Angeklagten wurde heute 
fortgeſetzt und erſtreckte ſich über den Anklagepunkt betreffend die ban? 
liche Ausfuhrung der beiden Linien Lemberg Czernowitz und Cierue⸗- 
witz Suczawa. Ofenheim ſuchte nachzuweiſen, Nag die Bahnen bei ihrer 
Eröffnung ſich in gutem baulichen Zuftande befunden hätten und berief 
fi zu dieſem Zwecke auf den amtlichen Befund der Kollaudirungs⸗ 
Kommiſſion im Jayre 1867, ſowie auf den Umſtand, daß feine Rech⸗ 4 


er. 


nungen nicht beanftandet worden ſeien. Der Angeklagte führte ferner 
zu feinen Gunſten an, daß die Bahn im Jahre 1867 wegen der beab⸗ 
ſichtigten Reife der Kaiſerin von Rußland nach Livadia auch von einen 
ruſſiſchen Kommiſſion einer Prüfung unterzogen ſei und bezog ih auß 
auf den eben zur Veröffentlichung gelangten Geſchäftsbericht des Se 
quefterd. Ofenheim widerſprach insbeſondere den Angaben über den 
ſchlechten Zuſtand der Bahngebäude und gab an, daß er an Brafip 
für die Arbeiten zur letzten Vollendung der Bahn 155.582 Fl. gezaſt 
babe, die betreffende Vereinbarung ſei vom Verwaltungsrathe ihrem 
vollen Inhalte nach beſtätigt. Der Borfigende ließ darauf das erſter - 
wähnte Kollaudirungeprotoll verleſen, aus welchem ſich ergiebt, das 
die Bahn damals vielfach unfertig war und daher nur der Verkehr am x 
Tage geftattet werden konnte. Der Angeklagte mußte dieſen Umſtand 
fugeben, bemerkte aber dabei, daß keine Bahn bei ihrer Sener 


vollkommen fertig ſei, auch man des Krieges wegen die Eröffnung 
möglichſt beeilt habe. Die noch unfertigen Baulichkeiten feien in der 
Zeit vom 1. bis zum 15. Sept. 1866 vollendet worden. Er: 

Es wird ein Schreiben des Betriebsdirektors Ziffer verlefen, in 
welchem derſelbe den Bahnkörper als überaus mangelhaft ebaut bezeichnet. Rau 
Ebenſo hätten Vorräthe an Baumaterial durchaus gefehlt und die vor⸗ 
gefundenen Baufebler ſeien geradezu irre parable geweſen. Der An 2 8 
erwidert, er habe Ziffer beauftragt, ſofort alles Erforderliche auf ke. enn 
der Bauunternehmer zu veranlaſſen. Auf die Frage, weshalb die vom Bau⸗ 
unternehmer Braſſey hinterlegte Kaution demſelben 6 Wochen vor dem ; 
Fälliakeustermine zurückgeſtellt worden fei, erklärt der Angeklagte, die 
Geſellſchaft fet Braſſey ohnehin eine halbe Million ſchuldig geweſen. 
Betreffs der Bauarbeiten an der Strecke Cernowitz Sugawa, die 
hierauf zur Erörterung gelangten, bemerkte Ofenheim, die 4 fon. 
babe diefe Strede folid gebaut gefunden und die Inbetriebſetzung derr 
felden geftattet. Die Vollendungsarbeiten, welche ſich ſpäter als note 
wendig herausgeſtellt hätten, ſeien auf feine ſpezielle Anweiſung ausge 
führt worden. — Die Verhandlung wird hier abgebrochen und Fol E 
heute Abend fortgeſetzt werden. 3 

Die Webel Ba füllten die Verhandlungen über den ſchlechten 
Bauzuſtand der Bahn, über die vorzeitige Uebernahme derſelben von 7 
der Bauleitung, ſowie über die vorgekommenen Verkehrsſtörungen aus. 


K 


Staats- und Volkswirihſchaſt. 

** Brenßifche Bank. Wie „H. T. B.“ uns meldet, wird die 
Preußiſche Bank den Diskont wahrſcheinlich um 1p Ct. herabſetzen. Ent⸗ 7 
ſprechende Notizen der „Börſ. Ztg.“, des „Börſ. Cour.“ und des 
„Berl. Action.“ beſtätigen dieſe Nachricht. | 


twortlicher Redakteur: Dr. Julius Walner in Bofen 


Aue) dr 


Weran 
l 


Die Beerdigung des am 9. d. M. geſtorbenen Juſtiz⸗ 2 
rath Gierſch fiodet Dienſtag den 12. d. M., Vormittags 
11 Uhr, vom Sterbehauſe, Wilhelmsſtraße 13, aus ſtatt. 


2 


1 ’ * 2 
Bis 11 Uhr Vormittags eingegangene Depeſchen. 
Paris, 10. Januar. In der heute Vormittag ſtattgehabten Mi⸗ 
niſterrathsſitzung theilte Mae Mahon das Reſultat der Beſprechungen 
mit, die er wegen Neubildung des Kabinets mit den berufenen Per⸗ 
ſonen gehabt habe. Mac Mahon erklärte die Bildung eines Kabinetts 
unter den augenblicktichen Verhältniſſen und der Stellung der Parteien 
für ſchwierig, namentlich ſo lange die Nationalverſammlung ſich nicht 
über die konſtitutionellen Vorlagen beſtimmt entſchioſſen habe. Er 
(Mac Mahon) müſſe die Miniſter bitten, die Geſchäfte bis dahin noch 
fortzuführen. Man nimmt in Regierungskreiſen an, das Cadresgeſez 
werde bis zum Ende der Woche durchberathen werden. Am Sonn⸗ 
abend werde vielleicht noch mit der Berathung der konſtitutionellen 
Geſetze begonnen werden. 2 
Barcelona, 10. Januar. Der König wohnte geſtern einem Feſt⸗ 
banket bei und trank auf die Reorganiſation der Armee, betonend, er 
trinke nicht auf den Krieg, ſondern auf die Erhaltung des Friedens, 
der das Glück der Völker iſt und er ſei berufen, Spanien glücklich u 
machen. Heute empfing der König Deputationen, darunter die von 
Arbeitern. Alfons reiſte um 2 Uhr nach Valencia ab, wo er morgen 2 
Mittag ankommt. 3 
Telegraphiſche Nörſenberichte. 1 
Nachmittags (Getreidemarkt). Spiritus 
54 nen 


alt. 

9. Januar. Nachmittags 1 Uhr. (Getreidemarkt). 
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Berlin, 9 Januar. ee u „ Barometer 27, 11. Thermy Nm br, dam Juli do — Gerſte loko per 1000 Kilgr. 199-192 Rm ] Sack. — Roggenmehl Nr. 0 x 1 rer 20 110 r. Brutto 
f na ual. gef — Hafer loko per 1000 Kilogr. 162-194 Rm 5 bern, he 
Der Verlauf des reg Marktes iſt für Getreide im Allge: Dante gef., In u. en 168 183 2 — = 165—182, ee 1 E 9 mu a Be Mot 2 Im ago ni „ 
ee als recht ungünſtig zu bezeichnen. Roggen ſcheint weniger | ungar. 163—176, pomm. u. a 180190 ab Bahn bz., per vieſen 1108 Juni 21,90 Rm. u. 88. 
. ae ei Kan Sa zum 1 zu ann f ehr a 11 Nm 5. aut 169 
5 Äh ichtung mitgeiogen zu werden. Der Verkehr auf Termine m. bz, Inui⸗ uti 168 — Erbſen per mo Kilgr. Kochw N ne 
ein und effektive Waare leiſtet A Widerſtand | 195 - 234 Nm nach Fele gate 1775 192 Nr 156 Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen. 
er Ben re — Roggenmehl ſtill Weizen recht BAUR 55 ee Ar = — Leinöl loko per 1000 Kilogr. ohne 7 
aß 60 den. dal ver 100 der dare a Gab 51 m, 865 Datum. | Stunde Per ber Sete] Therm] Wind. | Woltenform 


u und ganz merklich Jllliger . 8 — Hafer Toto unverändert, 


Gekündigt 2000 Ctr. Tündigungs⸗ 


= nn ich gar ag i 8 5 = 
reis ilgr. — unbelebt Hal ung —2 Rm. bz. Man Juni 56,8 Rm bz. Sept. Sn 60 5 bz. — [ 8 Jan. Nachm. 2 28,7 1“ 45 19 2 j 
— — Spirline bat im Werthe zwar geihmantt, doch ſchleßlich] Petroleum raffin (Standard white) per 1000 Br mit Faß loro 27 | 9. bonds 10 28” 2, 62 f — 50 8804 01 N 
keine Aenderung gegen 8 e kennen laſſen. Gekündigt 10,000 Xiter. | Nm bz, per dieſen Monat 26 5 Rm. B., Jan Febr. 25 Rm. bz, Febr⸗ 1) Morgs. 6 28, 3, 68 — 115 S2 ganz beiter. 
Küumdi ſungspreis 55 Rm. 5 Pf. der 10,000 Liter⸗vCt. März 24,2 Rm. bz, Sept . —. — Spiritus per 160 Liter a | 10. Nachm. 25 28” 3,“ 23 — 63 SO 2-3 beiter St., Oi-st. 
! oe ee | > Bm 5781-8683] ante: 
ehr. — ril⸗WMea nat —, lo Br eſen Mona m an. se or 28˙ 2“ 12 1 — 6% 2-3 iter. St. 
= 1 8 . 189 — 187 50 Rm bz „ Zuni⸗Juli 191 189,50 Rm. Febr. u April Mia 57,2 3 Rm bz, Mai- Juni 57 3— 5 6 Rm CCC! TT 
bz. — Roggen lolo per 1000 Kilgr. 153 171 Rt. nach Qua. gef., | bz, Juni Jui 585—8— 7 85. bz., Zult- Auguſt 596-8- 7 Rm bz, 5 
kuſficcher 15 157,50 ab Babn bz, ord do 150, iniänd. 162-158 ab | Aug. Sept. 60,1- 60 60,1 Rm In. — Meb! We zenmebl Ner 0 27 50 Waſſerſtand der Warthe. 
n b2., per dieſen Monat 156-154 Rm. bz. Jan.⸗Febr. 5150 - | —2650 m, N.. 0 u.! 25.25—24 Rm. Roggenmed. Nr. 023 22,25 Poſen, an 5 Januar 1875 12 Uhr Mittags 0 52 Meter. 
2 5 s 5 2 2 * 056 r 


gan ! Rm. 65, Frühjahr 150 149 50 Rm. bz, Mai Juni 147,50 147 | Rn, Nr vu. 1 2322,25 m per 100 Ruosr. Brutto unverſt int, 


Breslau, 9 Januar. Spekulattonspapiere feit, nur Franzoſen 75 Anlagemerthe bes J katen 5, 24. Sılberfoupong 104, 75. Eliſabetbbabn ! ve 50. Ungariſche 
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— 
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